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Text 

Aufklärungsgespräche und Erörterungen 

§ 127. (1) Während eines offenen oder eines nicht offenen Verfahrens sind nur 
Aufklärungsgespräche zum Einholen von Auskünften über die finanzielle und wirtschaftliche oder die 
technische Leistungsfähigkeit sowie Auskünfte, die zur Prüfung der Preisangemessenheit, der Erfüllung 
der Mindestanforderungen und der Gleichwertigkeit von Alternativ- oder Abänderungsangeboten 
erforderlich sind, zulässig. 

(2) Bei Alternativ- und Abänderungsangeboten sind Erörterungen, die unumgängliche technische 
Änderungen geringen Umfanges und daraus sich ergebende geringfügige Änderungen der Preise 
betreffen, unter Wahrung der Grundsätze des § 19 Abs. 1 zulässig. 

(3) Aufklärungsgespräche und Erörterungen sind kommissionell zu führen. Gründe und Ergebnisse 
sind in einer Niederschrift festzuhalten. 
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